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des Nationalrates XV. Gesetzgebungsperiode 

A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. Ermacora, Dr.LichaZ., Dr. Steiner, }r, J{o'ct,;-t 
und Genossen 

an den Bundesm'1>rtister für Inneres 

betreffend die Abhaltung friedliche):' Versarmn'Zungen fÜl' die 

EinhaZtung der Menschenrechte 

Durch die Tageszeitungen ist bekanntgeworden, daß die 

Junge tJVP (JVP) anZäßliC'-h des Besuches des tschechoslo~­

wakischen Staatspräsidenten Husak am FZughafcn Schwechat 

fUr die Einhaltung der in He lsinki del< Za1~ierten Mcnsc7zen~ 

rechte friedZich demonstrieren wollte. Die Demonstration~ 

die man als Ve~sammZung im Sinne des VersammZungsgcsetzes 

we~teteJ wurde jedoch praktisch wegen des Verhaltens 

ö s t; e 1~ 1~ e ich i s c h e l' Be h ö l' den V e 11 17 i n de .; t . 
Der Vorgang., von dem die JVP bei ihrem BemUhen um die 

A bha l tung der- genann ten Demon s tration 1>e t;roffen LJUrde., 

Zief folgendermaßen ab: 

1) Gespräch mit der Polizei-Schwechat : 

Dabei wurde de~ JVP mitgeteilt., daß sie nur dann e~ne 

Genehmigung erhalten würde., wenn dies von del" Pl'otokol7--

abteilung am ""EalUu:uspZatz und dei' Sec~äity-

Abteilu.ng des Flughafens gene7wdgt wUrde. 

Außel'dem 1,)Ul'de gesagt., daß C1:11C so7-e7le Sonde}'[J(;ilelwdgw':[J 

BO gut ~i8 unmäq7ieh zu erhalten sei. 
L ~ 

2) Gc:nn'ifch r'i1~t ce}' SeCiD'1.:tu-/;!J{e1:Z,u17r.: 
. -----_.- ~-------. __ ."""---------------". 
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Auf den Einwand der JVP~ daß bei$pielsweise die 

"L,'bysche Kolonie" in (jsterreich anläßlich des 

Staatsbesuches von Ghaddafi ihrem Führer zujubeln 

dUT'fte und die JVP an-'derselben Stelle ihre Demonstration 

gegen die Menschenrechtsverletzungen in der CSSR durch­

fUhren wolle, wurde ihr ervidert: "Dort dUrfen nur die 

sogendnnten 'F~hnchenschwinger' auftreten und niemand~ 

der sich gege~ einen Staatsbesuch 'ausspricht. " 

Hinzugefügt wurde, daß diese Richtlinien von der 

Proiokollabteilung k~mell. 

3) Gespr~ch mit der Protokollabteilung 

Hier ururde der JVP mitgeteilt, daß im Prinzip die Protoko1.l­

abteilung fUr eine diesbezUgliche Genehmigung nicht zu­

st~l1dig sei~ daß es aber dem Rufc {jsterreichs nicht 

gut t~te, wenn es gegen einen Staatsbesuch direkt am 

Flughafen Demonstrationen g~be. AusnahmeregeZungen seien 

prinzipiell mBglich, mUßten aber von der Generaldirektion 

fU}' die t5ffen t 7, i che Sicherhei t genehmig t werden (bei 

den Libyern habe es eine Ausnahme gegeben). 

4) Gespräch mit der Generaldirektion fUr die (Jffentliche 
• • r 

Sicherheit rOberrat Z.) 

OR Z. wunderte sich~ daß er mit der Sache betraut wUl'de 

und teilte der JVP mit, daß dafUr das Protokollamt 

zuständig sei. Er fUgte hin2u~ daß die JVP mit der Polizei 

Schwechat sprechen mUsse. Dabei brachte er sein~ Meinung 

zum Ausdruck~ daß die JVP dort mir ihrem Antrag sicher 

abgeviesen wcrde~ da Sicherheitsbestimmungenund flug­

rechtliche Bestimmungen dagegen sprächen. 

Da di"e .TVP schon zu Bcgü:n mit del' Polizei SchLJechat 

re~rrochen hatte, schloß sich somit der Kreis von Un­

::,uFtä1"ld·Z:07~eiten. wldemokratischen f.1eirl1~,:acn u7,d Al.-:-
~ , ~ 

B~h~c~en aufandcre Dienststellen. 
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Es wird als fraglich angesehen. werden mUssen~ ob 

der beschriebene Vorgang dem immer wieder proktamierten 

Schlagwort vom "erleichterten Zugang zum Recht"entspricht. 

Die unterfertigten Abreordneten richten daher an den 

Bundesminister für Inneres folgende 

A n fra g e: 

1) Wie vereinbaren Sie es mit dem Gebot der unmittelbaren 

Anwendbarkeit der Europäischen Menschenrechtskonvention 

(EMRK) 3 friedliche Versammlungen nicht zuzulassen? 

2) Aus weZchem der im Art. 11 Abs. 1 EMRK umschriebenen 

Beschränkungsgründe_ rechtfertigen Sie das Ver­

sammlungsverbot? 

3) Halten Sie es für unzulässig 3 gegenüber dem Staatsoberhaupt 

eines fremden Staates für die Einhaltung der in Helsinki 

deklarierten Menschenrechte zu demonstrieren? 

4) Widerspräche Ihrer Auffassung nach eine solche 

Demonstration der'~ationalen Sicherheit im Interesse 

der Bewahrung der demokratischen Gesellschaft"? 
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